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vorwort

Rohstoffvorkommen können für Entwicklungsländer eine 
wichtige Finanzquelle für ihre nachhaltige wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Entwicklung sein. Rohstoffreichtum kann 
aber auch Verteilungskonflikte, Korruption und eine Schwä-
chung von Staatlichkeit begünstigen. Gleichzeitig haben of-
fene, entwickelte Volkswirtschaften wie Deutschland und die 
USA ein hohes Interesse an einem freien, marktwirtschaft-
lich geregelten Zugang zu Rohstoffen. Ihre Abhängigkeit von 
der Verfügbarkeit von Rohstoffen führt dazu, dass neben der 
Außenwirtschaftspolitik die Außen-, Sicherheits- und Ent-
wicklungspolitik unter anderem auch das Ziel haben müssen, 
den Zugang zu kritischen Rohstoffen zu ermöglichen, indem 
sie eine demokratische und marktwirtschaftliche Rohstoffgo-
vernance befördern. Somit können sowohl Entwicklungslän-
der als auch Industrienationen von einer entwicklungsförder-
lichen Rohstoffpolitik profitieren. 
Mit Unterstützung des Bundesministeriums für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) organisierte 
das BIGS gemeinsam mit dem American Institute for Con-
temporary German Studies (AICGS) und dem ZVEI - Zentral-
verband Elektrotechnik- und Elektronikindustrie e.V. im Juli 
2013 einen Expertenworkshop, um Herausforderungen und 
Handlungsoptionen im Spannungsfeld von nationaler Ver-
sorgungssicherheit und einer entwicklungsförderlichen Roh-
stoffgovernance zu diskutieren. Die vorliegende Studie von 
Stefan Beißwenger befasst sich mit grundlegenden Proble-
men und Aufgabenstellungen in diesem Politikbereich. Ne-
ben einer Analyse der deutschen Situation in einem sich ra-
pide verändernden globalen Rohstoffmarkt, der zunehmend 
von aufstrebenden Schwellenländern wie China beeinflusst 
wird, skizziert der Autor Anforderungen an eine ganzheitliche 
Rohstoffstrategie, die neue Instrumente und Verfahren der 
Rohstoffgovernance auf nationaler und internationaler Ebe-
ne erforderlich macht. Der Text diente darüber hinaus als 
Diskussionsgrundlage und Eröffnung für die Fachkonferenz, 
deren wichtigste Beiträge und Erkenntnisse im letzten Ab-
schnitt zusammengefasst werden. Wir hoffen, dass wir da-
mit neue Anregungen und Impulse in der Debatte um eine 
ganzheitliche Rohstoffpolitik liefern können, die sowohl der 
nationalen Versorgungsicherheit Deutschlands als auch den 
Bedürfnissen einer nachhaltigen Rohstoffgovernance Rech-
nung trägt.

Dr. Tim H. Stuchtey
Geschäftsführender Direktor des BIGS

Potsdam, im August 2013
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1. Die Bedeutung von Rohstoffen 
in Gegenwart und Zukunft

Anfang 2012 besitzen 82 Millionen Menschen 
in Deutschland bereits rund 114 Millionen Mo-
bilfunkanschlüsse. Der Trend zum Zweit- und 
Dritt-Handy ist also längst Realität. 1997 wurden 
jährlich weltweit noch 100 Millionen Mobiltele-
fone verkauft, 2012 waren es bereits über 1,75 
Milliarden – pro Jahr.1

In Afrika sind Mobiltelefone inzwischen zum Tur-
bomotor der wirtschaftlichen Entwicklung gewor-
den. Das Magazin „Focus“ titelte bereits 2007: 
„Mit dem Handy aus der Armut“. Afrika hat den 
am schnellsten wachsenden Handy-Markt der 
Welt. Mobiltelefone sind Teil der Alltagskultur und 
unverzichtbarer Bestandteil der Kommunikation. 
Handwerker sind auch unterwegs erreichbar und 
können schneller disponieren. Fuhrunternehmer 
reagieren flexibel auf Angebot und Nachfrage. 
Farmer und Fischer können sich über Marktpreise 
informieren und so ihre Lagerhaltung und Ver-
käufe weitaus profitabler als zuvor organisieren. 
In Kenia ist das mobile Kleingerät inzwischen 
so verbreitet, dass die Mobiltarife die Funktion 
des Brotpreises übernommen haben.2  Dies hat 
mittlerweile auch erhebliche ökonomische Aus-
wirkungen. Zehn Prozent mehr Handys für die 
Gesamtbevölkerung, so eine Untersuchung der 
London Business School, steigern das Wachstum 
in Entwicklungsländern um 0,6 Prozent.3

Handys sind inzwischen das Rückgrat der In-
formationsgesellschaft. Sie werden genutzt als 
Telefon, Nachrichtenübermittler, Fotoapparat, 
Musikbox, Internetstation, Navigationssystem, 

Zugangsidentifikation - sogar Geldtransfers und 
Lohnzahlungen finden bereits mit dem Handy 
statt. All dies wird ermöglicht durch Rohstoffe – 
und diese sind knapp. Auch wenn in jedem Handy 
nur minimale Mengen Metalle enthalten sind, füh-
ren die hohen Absatzzahlen zu erheblichen Ge-
samtmengen. Ein durchschnittliches Mobiltelefon 
enthält rund 15 Prozent Kupfer, 3 Prozent Alumi-
nium und Eisen, 2 Prozent Nickel und 1 Prozent 
Zinn. Darüber hinaus Edelmetalle wie Silber (250 
mg), Gold (24 mg) und Palladium (9 mg) sowie 
Seltenmetalle wie Tantal oder Indium.4  Bei 1,8 
Milliarden Handys, die alleine 2010 weltweit ver-
kauft wurden summiert sich dies auf insgesamt 
16.000 Tonnen Kupfer, 450 Tonnen Silber, 43 Ton-
nen Gold und 16 Tonnen Paladium. 

Addiert man alleine den jährlichen Metallbedarf 
für Handys sowie die jährlich verkauften 350 Mil-
lionen PC und Laptops, so beanspruchen diese 3 
Prozent der Weltproduktion an Silber, 4 Prozent 
Gold und 20 Prozent Palladium. Das für die Akkus 
benötigte Kobalt fließt mit jährlich 19.000 Tonnen 
in diese Verwendungen – dies sind 20 Prozent 
der Weltproduktion – und steht damit nicht mehr 
für andere Anwendungen der Hoch- und Spitzen-
technologie, wie etwa medizinische Hüftimplan-
tate, Medikamente, Futtermittel, Keramik, Elek-
tromotoren oder Lithium-Ionen-Akkumulatoren 
in Elektrofahrzeugen, zur Verfügung.5

Rohstoffe sind daher die Voraussetzung für den 
Erhalt ganzer Wertschöpfungsketten. Rohstoffe 
sind aber auch die Voraussetzung für die Ent-
wicklung von Zukunftstechnologien zur Lösung 
der globalen Herausforderungen sowie die Siche-
rung einer nachhaltigen globalen Entwicklung.

Rohstoffe sind die Basis, ohne die es nichts von 
dem gäbe, was für uns heute so selbstverständ-
lich und alltäglich ist. Ohne Rohstoffe keine Infra-
struktur, keine Mobilität, keine Informations- und 
Kommunikationstechnologie, keine Konsumgü-
ter, keine Medizintechnik und keine Arzneimittel. 
Eine sichere Rohstoffversorgung Deutschlands 
und Europas zu wettbewerbsfähigen Bedin-
gungen ist die Voraussetzung für Wertschöp-
fung, Wachstum und Wohlstand – heute und in 
Zukunft. Der nachhaltige Umgang mit Rohstoffen 
ist aber zugleich auch die Voraussetzung für die 
Bewältigung der globalen Herausforderungen vor 
denen wir stehen – von der Bekämpfung der Kin-
dersterblichkeit, des Hungers und der Armut bis 
zum Umwelt- und Klimaschutz.6

© ZU_09 . istockphoto.com
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Es erscheint paradox: Wir leben in Deutschland 
in einer wissensbasierten, technologisch hochin-
dustrialisierten Wohlstandsgesellschaft und doch 
hängt unser Wohlstand, unsere Wettbewerbs- 
und Zukunftsfähigkeit entscheidend von einem 
Produktionsfaktor ab, den die Menschheit bereits 
seit Jahrtausenden nutzt und der die Quelle un-
seres Wachstums und unserer nachhaltigen wirt-
schaftlichen Entwicklung ist: Rohstoffe. 

Ein weiteres scheinbares Paradoxon ist die Er-
kenntnis, dass es zur nachhaltigen Lösung der 
globalen ökonomischen, ökologischen, techno-
logischen und gesellschaftlichen Herausforde-
rungen Rohstoffe bedarf, die einerseits - etwa 
metallische Rohstoffe - zu Ihrer Herstellung große 
Mengen an Energie benötigen und somit energe-
tische Rohstoffe verbrauchen, die aber anderer-
seits unverzichtbare Bestandteile der Herstellung 
energie- und ressourcenschonender Produkte 
sind. Das Beispiel des Metalls Kupfer, soll dies 
verdeutlichen.

Das Beispiel Kupfer

Kupfer ist das erste Metall der Menschheit und 
wurde bereits vor über 10.000 Jahren in der 
Steinzeit verwendet. Kupfer ist aufgrund seiner 
hohen Leitfähigkeit in der Elektrotechnik und 
Elektronik unverzichtbar. Als Leitmaterial wird 
es in Kabeln, Generatoren und Transformatoren 
eingesetzt. Leiterbahnen aus Kupfer ermöglichen 
eine weitere Miniaturisierung und Leistungs-
steigerung von Chips. In Kraftfahrzeugen wird 
Kupfer unter anderem für Bremsleitungen und 
elektrische Antriebe verwendet, im Bauwesen 
wird es als Dach-, Dachrinnen- und Fassaden-
material eingesetzt. Wegen ihrer Beständigkeit 
und gesundheitlichen Unbedenklichkeit werden 
Kupferrohre seit langem für die öffentliche Trink-
wasserversorgung, aber auch für Heizungsinstal-
lationen genutzt. Da viele Bakterien durch Kupfer 
im Wachstum gehemmt werden, wird es als Kup-
fer-Zink-Legierung (Messing) in öffentlichen Ge-
bäuden und Verkehrsmitteln für Haltegriffe und 
Türklinken eingesetzt, um die Übertragung von 
Krankheitskeimen zu verhindern.  

Kupfer lässt sich ohne Qualitätsverluste beliebig 
oft zu einem erheblich geringeren Energieauf-
wand aus Kupferschrotten anstelle der Produktion 
aus Kupfererz wiederaufbereiten und ist deshalb 
beinahe unbegrenzt nutzbar. Mehr als 80 Prozent 

des jemals geförderten Kupfers ist heute noch 
im Kreislauf.7 Die Wiederverwertung von Kupfer-
schrott spielt daher eine große Rolle. Die weltwei-
te End-of-Life-Recyclingrate (EOL-RR) für Kupfer 
liegt laut UNEP bereits heute weltweit bei über 
50 Prozent. In Deutschland liegt der Einsatz von 
Kupferschrotten und kupferhaltigen Zwischenpro-
dukten bei der Raffinadeproduktion im Jahr 2010 
bei einem Anteil von 43 Prozent (Recycling Input 
Rate).8 

Kupfer in motorischen Antrieben, 	
Generatoren & Windkraftanlagen9

In den Ringgeneratoren großer Windräder sorgen 
Wicklungen aus bis zu mehreren hundert Kilo-
metern Kupferdraht für eine umweltfreundliche 
Stromerzeugung. Dabei werden bei den großen 
Offshore-Windkraftanlagen in Nord- und Ostsee 
bis zu 30 t Kupfer pro Windrad eingesetzt. Eine 5 
MW-Anlage in der Nordsee läuft ca. 3.000 Stun-
den im Jahr (Onshore-Anlagen rund 1.500 - 2.000 
Stunden jährlich) und produziert ca. 15.000 MWh 
Strom. Dafür werden, bei Annahme von 600 g 
CO2/kWh, insgesamt 9.000 t CO2 vermieden. 
Diese 9.000 t eingespartes CO2 bedeuten auf die 
30 t eingesetzem Kupfer, dass jede Tonne Kupfer 
dazu beiträgt, pro Jahr 300 t CO2 zu vermeiden. 
Für die Herstellung einer Tonne Kupfer werden ca. 
1,5 MWh Strom und somit weniger als 2 t CO2 
benötigt. Innerhalb eines Jahres hat demnach 
eine Tonne Kupfer mehr als das 150fache an CO2 
eingespart, als bei seiner Produktion in Deutsch-
land entstanden ist. Bei einer unterstellten Lauf-
zeit von zehn Jahren erhöht sich die Summe des 
vermiedenen CO2 auf insgesamt 3.000 t CO2 pro 
t Kupfer.

© Fertnig . istockphoto.com
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Öffentliche Anhörung der Ethikkommission zum Atomausstieg
Quelle: picture alliance

Zur Produktion von Elektromotoren werden welt-
weit rund 1,5 Mio. t Kupfer pro Jahr verwendet. 
Die Motoren haben im Durchschnitt eine mittle-
re Effizienzklasse mit einem Wirkungsgrad um 
90 Prozent. Dieser Wirkungsgrad kann durch den 
Einsatz von Premium-Effizienz-Motoren durch-
schnittlich um mehr als zwei Prozent gesteigert 
werden. Dafür wäre es erforderlich, 25 Prozent 
mehr Kupfer in die Motoren einzubauen. Über eine 
Laufzeit des Motors von 20 Jahren gerechnet und 
bei einer Benutzungsdauer von 3.000 Stunden 
pro Jahr benötigt ein 11 kW-Premium-Motor ins-
gesamt rund 13.000 kWh weniger an elektrischer 
Leistung als beispielsweise ein Motor der Effizi-
enzklasse. Um dies zu erreichen müssten 15 kg 
anstatt 12 kg Kupfer eingesetzt werden. Jedes zu-
sätzlich eingesetzte kg Kupfer führt also über die 
Lebensdauer des Motors zu ca. 4.300 kWh Strom-
einsparung und somit zu einer Vermeidung von 
über 2.5 t CO2. Dabei werden bei der Erzeugung 
eines kg Kupfer nur ca. 10 kWh Strom und somit 
weniger als 7 kg CO2 benötigt. Dies führt dem-
nach zu einer Einsparung der 430-fachen Menge 
an eingesetztem Strom und produziertem CO2. 
Rein rechnerisch würde der weltweite Einsatz von 
optimierten Motoren jährlich zu einem um über 
1.500 Mrd. kWh reduzierten Stromverbrauch füh-
ren, was der Leistung von 150 Großkraftwerken 
entspricht. Der Ausstoß von CO2 pro Jahr würde 
damit jedes Jahr um rund eine Mrd. Tonnen, also 
mehr als dem Gesamtausstoß Deutschlands, ver-
ringert.10

Diese Beispiele machen deutlich: Ohne metallische 
Rohstoffe und die für die Be- und Verarbeitung 
erforderliche industrielle Wertschöpfungskette 
wird es weder Dünnschicht-Solarzellen noch Off-
shore-Windkraftanlagen, weder solarthermische 
Kraftwerke noch dezentrale Wasseraufbereitung, 
innovative Elektromotoren, Brennstoffzellen, 
Glasfaserkabel, Satellitennavigation, organische 
Leuchtdioden, miniaturisierte Lebenszeit-Herz-
schrittmacher, orthopädische Implantate, Kern-
spintomographen, Präzisions-Laser, weder Supra-

leiter und Superlegierungen noch Informations-, 
Kommunikations- und Sicherheitstechnik geben. 
„Ohne Rohstoffe keine Zukunftstechnologien und 
keine Lösung der globalen Herausforderungen. 
Ohne Rohstoffe keine zukunftsfähigen Arbeits-
plätze in Deutschland in all diesen Branchen und 
den davon mittelbar und unmittelbar abhängigen 
Dienstleistungsunternehmen.“11

2. Die Welt im Wandel

In den letzten 25 Jahren hat sich die Welt von 
einer bipolaren hin zu einer Welt mit multipo-
laren Machtzentren verändert. Diese komplexe 
multipolare Welt verändert nicht nur internatio-
nale Wertschöpfungsketten, Arbeitsteilungs- und 
Innovationsprozesse radikal, sondern stellt auch 
bisher als unveränderlich geltende politische 
Strukturen, Regeln und Werte in Frage. Neue Al-
lianzen bilden sich.

So zeigte sich beispielsweise bei den vergangenen 
Klimagipfeln oder auch der Welthandelsrunde, 
dass die bisher geltenden Regeln durch Staaten 
wie China, Brasilien, Indien und anderen zuneh-
mend auf den Prüfstand gestellt werden und dass 
ein Konsens über die Bewältigung globaler He-
rausforderungen einer neuen „Architektur“ und 
neuen Formen der Kooperation bedarf. Aufgrund 
der demographischen Veränderung und des 
asymmetrischen Wachstums der Weltbevölke-
rung, wird sich dieser Trend in Zukunft eher noch 
beschleunigen. Diese Entwicklung führt auch zu 
einer völlig veränderten Situation auf den inter-
nationalen Rohstoffmärkten. Länder wie Russland 
oder China betreiben dabei eine erkennbar ge-
ostrategisch ausgerichtete Wirtschaftspolitik mit 
dem klaren Ziel, ihr Land und ihre Wirtschaft mit 
massiver politischer Unterstützung zu positionie-
ren und dabei den strategischen Zugang zu Roh-
stoffen zu sichern. Aber auch andere Schwellen-
länder gewinnen an Einfluss und nutzen diesen.

Die weltwirtschaftliche Entwicklung und die da-
mit einhergehende gestiegene Nachfrage nach 
Gütern und Dienstleistungen hat massive Kon-
sequenzen für den weltweiten Ressourcenver-
brauch. Zu Beginn der wirtschaftlichen Entwick-
lung steigt die Nachfrage eines Landes nach 
Rohstoffen stark an, da zunächst die grundlegen-
den Bedürfnisse wie Infrastruktur, Gebäude etc. 
befriedigt werden müssen.

Wir müssen 
Globalisierung auch 

politisch umsetzen 
und verantwortlich

praktizieren lernen
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Russland und China nutzen ihre riesigen Roh-
stoffvorkommen konsequent als Vehikel der Au-
ßenpolitik. Der russisch-ukrainische Gaskonflikt 
2005 sowie der Streit mit Weißrussland um die 
Energielieferungen 2006 hat nachhaltig deutlich 
gemacht, wie abhängig und verwundbar wir hin-
sichtlich unserer Rohstoffversorgung sind. Dies 
ist nicht nur bei den energetischen Rohstoffen 
zu beobachten, sondern zeigt sich zunehmend 
auch im nichtenergetischen Bereich. So fusio-
nierten 2006 unter ausdrücklicher Billigung von 
Präsident Putin und der russischen Kartellbehör-
de die Aluminiumunternehmen Rusal und Sual 
zum weltgrößten Aluminiumkonzern und einem 
Marktwert von 17 Milliarden Dollar.12

Was liegt näher, wenn man den strategischen Zu-
gang zu Rohstoffen hat, als sich entlang der Wert-
schöpfungskette in Richtung energieintensive 
Vorleistungsgüterindustrie zu integrieren. Die da-
durch möglich werdende strategische Steuerung 
des Bezugs von Vorleistungsgütern für Branchen 
wie die Automobil-, die Elektroindustrie, den Ma-
schinenbau, die Telekommunikationsbranche etc. 
könnte potentiell einschneidende Konsequenzen 
für Wettbewerbsfähigkeit und Arbeitsplätze in Eu-
ropa haben. 

Chinas Aufstieg ins Zentrum der Weltwirtschaft 
und der damit einhergehende Rohstoffhunger 
sind historisch beispiellos. Innerhalb weniger 
Jahre ist das Land zum weltgrößten Konsu-
menten von Stahl, Kupfer und Kohle und zweit-
größten Konsumenten von elektrischer Energie 
und Erdöl aufgerückt. Gleichzeitig erreichte das 
Land jährlich zweistellige Wachstumsraten und 
löste Deutschland als Exportweltmeister ab. Da-
bei ist China aggressiv auf den Weltmarkten, u.a. 
in Afrika, aktiv.

So wurden mit einer Reihe von Staaten, die dik-
tatorisch regiert werden, Allianzen geschlossen 
und in diesen zum Teil erhebliche Investitionen 
getätigt. Seit einigen Jahren bereits sichert sich 
China mit erheblichen Finanzmitteln den Zugang 
zu Afrikas Bodenschätzen. Ende September 2010 
unterzeichneten China und Ghana Darlehensver-
träge über insgesamt 16 Milliarden US-Dollar. 
Während Kredite vom IWF oder westlichen In-
dustrienationen mit hohen Auflagen und relativ 
hohen Zinsen belegt sind, gewährt China diese 
erheblich günstiger, ohne sich direkt in die An-
gelegenheiten des jeweiligen Staates einzu-

mischen. Inzwischen ist es der chinesischen Re-
gierung gelungen, sich als einer der wichtigsten 
ausländischen Partner Afrikas zu positionieren. 
Der südafrikanische Präsident Mbeki warnte da-
vor, dass Chinas quasi-koloniale Aktivitäten in 
Afrika den Kontinent zur Unterentwicklung ver-
dammen könnten.13

Auch der Handel mit Primär- und Sekundärroh-
stoffen wird unter strategischen Gesichtspunk-
ten betrieben. Dabei werden bewusst auch han-
dels- und wettbewerbsverzerrende Instrumente 
eingesetzt. So schützen Russland und China – 
aber auch andere Länder wie Indien, die Ukra-
ine oder Pakistan – ihre Wirtschaft mit gezielten 
Maßnahmen. Russland und China betreiben dies 
zunehmend systematisch im Sinne einer „ma-
kroökonomischen Kontrolle“ der gesamten Wert-
schöpfungskette. Dies bedeutet, dass der Staat 
eine Fülle handelspolitischer Instrumente ein-
setzt, die – jedes für sich betrachtet – möglicher-
weise durchaus nachvollziehbar sind. Da es sich 
dabei aber um ein flexibles, genau aufeinander 
abgestimmtes System handelt, wirkt es im Ergeb-
nis höchst wettbewerbsverzerrend. Zudem ver-
setzt es diese Länder in die Lage, bei zu starkem 
„externen politischen Druck“ eine beanstandete 
Maßnahme problemlos abzuschaffen, um dann 
umgehend durch Einführung einer anderen Maß-
nahme das gleiche Ergebnis zu erzielen. 		
Ergebnis ist ein „moving target“, mit den ent-
sprechenden Schwierigkeiten, die Verzerrungen 
zeitnah feststellen, nachweisen und erfolgreich 
bekämpfen zu können.14

So erstattete China beispielsweise bis Anfang 
2006 die Einfuhrumsatzsteuer auf Metallschrot-
te. Dadurch wurden die inländischen Importeure 
in die Lage versetzt, auf dem Weltmarkt höhere 
Preise zu zahlen als ihre Konkurrenten – und da-
mit die Verfügbarkeit von Schrotten für andere 
Wettbewerber zu verhindern. 

Dies ist deshalb bedeutsam, weil diese Metalle - 
wie beispielsweise Kupfer, Zink oder Aluminium 
- fast vollständig recycelbar sind. Um aus Schrot-
ten wieder Metall zu erzeugen, werden – etwa 
bei Aluminium – nur bis zu fünf Prozent der ur-
sprünglich erforderlichen Energie benötigt. Aus 
ökonomischen und ökologischen Gründen ist die 
Verfugbarkeit von Schrotten für die deutsche In-
dustrie unverzichtbar. 
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Am Beispiel Seltene Erden wird ebenfalls deut-
lich, in welchem Maße die chinesische Führung 
die Frage des Handels mit Rohstoffen als zentrale 
Machtfrage betrachtet. Bereits im Jahre 1992 er-
klärte der damalige Staatspräsident Chinas Deng 
Xiaoping „der Nahe Osten besitzt Öl, China besitzt 
Seltene Erden.“ Seltene Erden sind eine Gruppe 
von 17 chemischen Elementen, die für die Indus-
trie wertvolle Eigenschaften besitzen. Sie werden 
benötigt, um zum Beispiel Computer, Mobiltele-
fone, Batterien oder Flachbildschirme zu bauen. 
Auch in Windanlagen, Raketen und Elektroautos 
kommen sie zum Einsatz. Dass China nicht davor 
zurückschreckt, Rohstoffe als Teil strategischer 
Machtinteressen einzusetzen, zeigte es 2010, als 
das Land - wenn auch nicht offiziell - ein temporä-
res Embargo auf den Export Seltener Erden nach 
Japan verhängte.

Zwar kommen Seltenen Erden in der Erdkruste 
relativ häufig vor. Große, abbauwürdige Lager-
stätten finden sich beispielsweise in Russland, 
Kanada, Australien oder auch den USA. Bei der 
Produktion allerdings verfügt China nahezu über 
ein Monopol: Auf das Land entfallen etwa 95 Pro-
zent der globalen Produktion und fast die Hälfte 
der geschätzten globalen Reserven. Die USA sind 
fast vollständig auf Importe der Metalle angewie-
sen. Im Jahr 2011 importierten sie Seltene Erden 
im Wert von 696 Millionen US-Dollar, was einen 
Anstieg von 161 Millionen US-Dollar im Vorjahres-
vergleich bedeutet. Dabei stammten 79 Prozent 
aus China. 

Umso gravierender ist es, dass die aus China 
exportierten Seltenen Erden aufgrund von Quo-
ten, Exportzöllen und Mindestexportpreisen der-
zeit deutlich teurer sind als auf dem chinesischen 
Markt.15

Folge der Marktverzerrungen sind massive Verwer-
fungen in den Lieferströmen für Erze, Konzentrate 
und für Schrotte. Betroffen sind zuerst die roh-
stoffverarbeitenden Unternehmen. Betroffen sind 
aber auch alle nachgelagerten Wertschöpfungsstu-
fen - von der Stahl- und Metallverarbeitung, die in 
hohem Maße mittelständisch strukturiert ist - bis 
hin zur Herstellung der Endprodukte. Deutschland 
ist auf den Bezug von Rohstoffen aus dem Ausland 
angewiesen, bei den für die industrielle Produktion 
in Deutschland unverzichtbaren metallischen Pri-
märrohstoffen sogar zu 100 Prozent.

Freie Weltmärkte ohne Handelsverzerrungen sind 
deshalb eine grundlegende Voraussetzung für die 
sichere Rohstoffversorgung Deutschlands. Aller-
dings sind die internationalen Rohstoffmärkte in 
beträchtlichem Maße von Handels- und Wettbe-
werbsverzerrungen gekennzeichnet. Insbesondere 
bedeutende Schwellenländer setzen wie gezeigt in 
strategischer Weise handels- und wettbewerbsver-
zerrende Maßnahmen, um die eigene Rohstoffver-
sorgung zu sichern. Gegenwärtig bestehen beim 
Handel mit Rohstoffen allein mehr als 450 Export-
beschränkungen.16 Infolge der Finanzmarktkrise 
sind zusätzliche handelsverzerrende Maßnahmen 
zu beobachten.

© tunart . istockphoto.com
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3. Die Situation Deutschlands

Deutschland ist grundsätzlich kein rohstoffarmes 
Land. 80 Prozent der benötigten Rohstoffe wer-
den in Deutschland selbst erzeugt und stellen die 
Eigenversorgung ganz oder anteilig sicher: Kali- 
und Steinsalze, ebenso wie Kiese, Sande und Bau-
stoffe sind ausreichend vorhanden und verfügbar. 
Bei Braunkohle, Kali- und Steinsalz sowie deren 
Steine und Erden gehört Deutschland weltweit zu 
den führenden Produzenten.17  

Anders sieht es bei Öl und allen metallischen Roh-
stoffen aus. Hier ist Deutschland vollständig oder 
nahezu vollständig auf Importe - und damit auf 
einen funktionierenden Handel - angewiesen. Die 
deutsche Wirtschaft sichert ihre Rohstoffversor-
gung durch langfristige Lieferverträge mit den 
Rohstoffproduzenten, durch den börsennotierten 
Rohstoffhandel sowie durch das Recycling von 
Abfallmaterialien. Aufgrund der hohen Importab-
hängigkeit bei Rohstoffen haben das Recycling 
und die Verwertung von Abfallmaterialien eine 
besonders große Bedeutung. 

Diese Situation war nicht immer so. Noch vor rund 
30 Jahren gab es in Deutschland große rohstoffori-
entierte Unternehmen wie die „Metallgesellschaft“ 
oder die „Preussag“, die eigene Minen besaßen 
und ihre Produkte in die Wertschöpfungskette lie-
ferten.

Durch die sich intensivierende Globalisierung und 
dem damit verbunden sich beschleunigenden 
Strukturwandel mit einer veränderten internatio-
nalen Arbeitsteilung veränderte sich die Situation 
in den 1990er Jahren allmählich. Zudem waren 
damals die Rohstoffpreise niedrig, da das Ange-
bot die Nachfrage deutlich überstieg. „Player“ wie 
China, Indien und andere auf den Märkten spiel-
ten noch nicht Rolle wie heute. Der Rohstoffmarkt 
funktionierte weitestgehend reibungslos. 

Im Sinne der Theorie komparativer Kostenvorteile 
konzentrierten sich alle Akteure auf ihr Kernge-
schäft, durch Handel war die Versorgung gesi-
chert. Die Folge war, dass Rückwärtsintegration 
in Minen kein erfolgreiches Geschäftsmodell mehr 
war und sich heimische Rohstoffversorger aus 
diesem Markt zurückzogen. Übrig blieben Unter-
nehmen, die sich auf die Produktion und Verarbei-
tung von Metallen konzentrierten. Diese sicherten 
sich durch Langfristverträge mit den Minen ihre 
Rohstoffbasis.

Aus damaliger Sicht war diese Strategie richtig, 
alles funktionierte gut. Dies hat sich inzwischen 
geändert. Bis vor etwa 10 Jahren war der Rückzug 
aus dem Minengeschäft zur Rohstoffversorgung 
für die deutsche Industrie durchaus ein Erfolgs-
modell. Dann, insbesondere durch die Entwick-
lung Chinas - aber auch anderer Staaten – verän-
derte sich diese Situation. 

Es entwickelte sich China als ein großer Markt-
teilnehmer, der nicht nur große Mengen Rohstoffe 
nachfragte und damit die Preise trieb, sondern 
der vielmehr unter Einsatz massiver Handels- und 
Wettbewerbsverzerrungen die Rohstoffverfügbar-
keit für die internationale Wertschöpfungskette 
massiv beschränkte. Zudem fand parallel dazu 
eine signifikante Unternehmenskonzentration auf 
dem Minensektor statt, die das Problem zusätzlich 
verschärfte. Die Rohstoffversorgung wurde zu-
nehmend unsicher. Die Rohstoffmärkte versagten.

Heute steht Deutschland vor der Situation, sei-
ne Versorgung mit (metallischen) Rohstoffen 
über Importe sichern zu müssen, da aufgrund der 
beschriebenen Entwicklung keine unternehme-
rischen Strukturen mehr bestehen, die ein Minen-
Engagement im größeren Umfang realisierbar 
erscheinen lassen. Zu berücksichtigen ist dabei 
auch, dass selbst eine Metallgesellschaft und 
Preussag alter Prägung unseren heutigen Roh-
stoffbedarf bei weitem nicht decken könnten. Die 
heute am Markt existierenden Metallunternehmen 
allein sind zu klein, um die für Minenengagements 
benötigten Milliardenbeträge – als Daumenregel 
mindestens das 10-fache der heutigen Importe 
- aufzubringen und im Spiel der großen Minen-
konzerne oder Staatsfonds mitzuspielen. Selbst 
wer eine 20-prozentige Beteiligung an Minen re-
alisieren könnte, hat dann auch nur proportional 
diesen Einfluss.

Dennoch: Wenn die Beschaffung durch Handel 
allein nicht ausreicht, muss die Wirtschaft Al-
ternativen entwickeln - etwa staatlich flankierte 
Kooperationen - und diese nutzen. Eine solche 
Rückwärtsintegration ist jedoch nicht die häufig 
zitierte Zauberlösung, die alle Probleme beseitigt. 
Sie ist aber ein Ansatz, der sorgfältig zu prüfen 
sein wird.

Zur näheren Analyse der Situation auf den Roh-
stoffmärkten und ihrer möglichen Konsequenzen 
gründete die deutsche Industrie unter dem Dach 
des BDI im Jahre 2005 die Präsidialgruppe „Inter-
nationale Rohstofffragen“ unter dem Vorsitz des 
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Präsidenten der WirtschaftsVereinigung Metal-
le (WVM), Dr. Karlheinz Dörner - und ab 2006 
seines Nachfolgers im Amt, und heutigen BDI-
Präsidenten, Ulrich Grillo. In vier Arbeitsgrup-
pen (Handels- und Wettbewerbsverzerrungen, 
Handlungsspielräume der Wirtschaft, Lagerstät-
ten, Verfügbarkeit, geostrategische Risiken sowie 
Recycling, nachwachsende Rohstoffe) wurde ge-
meinsam mit dem Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie sowie der ihm nachgeord-
neten Bundesanstalt für Geowissenschaften und 
Rohstoffe (BGR) Elemente einer gemeinsamen 
Rohstoffstrategie von Bundesregierung und deut-
scher Wirtschaft entwickelt, die auf dem BDI-Roh-
stoffkongress am 20. März 2007 in Berlin in An-
wesenheit von Bundeskanzlerin Merkel präsentiert 
und diskutiert wurden.18

Dabei wurden u.a. folgende Erkenntnisse ge-
wonnen:19

1. Zeitinkonsistenzproblem: In der Praxis be-
steht eine deutliche zeitliche Divergenz zwischen 
den faktischen Auswirkungen der die Unterneh-
men im Markt teilweise existentiell bedrohenden 
Handels- und Wettbewerbsverzerrungen und der 
mangelnden Existenz zielorientierter, effizienter 
und zeitnah wirkender Instrumente und Struk-
turen, die diese Herausforderungen spürbar lin-
dern. So kommt beispielsweise ein großer Teil der 
Nachfrage nach kritischen Metallen wie Platin und 
Gallium von der Hightech-Industrie, deren Pro-
duktlebenszyklus oftmals unter zwei Jahren liegt. 
Dort vorauszusagen, was die Märkte in zwei Jah-
ren oder längerfristig wollen, ist sehr schwierig. 
Bergbauunternehmen hingegen haben einen Zeit-
horizont von 20 oder mehr Jahren. Diese zeitliche 
Kluft ist für Märkte problematisch. Dringend benö-
tigt wird ein besseres Radar, um zu wissen in wel-
che Richtung die Märkte sich entwickeln. Zudem 
dauern Verhandlungen auf bilateraler oder multi-
lateraler Ebene teilweise mehrere Jahre und häufig 
fehlen am Ende trotzdem wirksame Instrumente 
zur Problemlösung. Dies zu synchronisieren und 
eine möglichst zeitnahe und effiziente Problemlö-
sung sicherzustellen, ist eine unverzichtbare Vo-
raussetzung für eine wirksame Rohstoffstrategie.

2. Mangelnde Information: Voraussetzung für 
eine funktionierende Rohstoffversorgung ist die 
möglichst zeitnahe und konkrete Information aus 
den Rohstoffmärkten über bestehende oder neu 

entstehende Handels- und Wettbewerbsverzer-
rungen. Leider ist dies in der Praxis sehr schwie-
rig. Einerseits fehlt es an systematischen und 
transparenten Informationen aus dem Markt, die 
teilweise nur mit erheblicher zeitlicher Verzöge-
rung bzw. nur unvollständig gesammelt werden 
können. Andererseits handelt es sich zum Teil um 
Maßnahmen, die nur sehr schwer aufgedeckt bzw. 
nachgewiesen werden können und deren Recht-
mäßigkeit häufig im regulatorischen Graubereich 
liegt. Darüber hinaus hat man es vielfach er-
schwerend mit einem „moving target“ zu tun. 

3. Zunehmende Komplexität: Durch die Viel-
zahl und hohe Komplexität der gleichzeitig zu lö-
senden Problemen, die sowohl zahlreiche Länder 
und Regionen als auch Rohstoffe, Produkte und 
Maßnahmen betreffen, ist eine effiziente Pro-
blemlösung häufig schwierig. Dies liegt einer-
seits an der Vielzahl der beteiligten und zustän-
digen Akteure und Ebenen sowie andererseits an 
der drohenden Überfrachtung des Themas mit 
sachfremden Anforderungen. Zudem kommt es 
häufig zu tatsächlichen oder scheinbaren Ziel-
konflikten (freier Welthandel versus Export- und 
Importrestriktionen, stärkere Kontrollen versus 
zunehmende Bürokratie, entwicklungs-, umwelt-, 
sicherheitspolitische Ziele versus wettbewerbsfä-
hige Rahmenbedingungen etc.), die bewertet und 
gelöst werden müssen.

4. Problem der asynchronen Betroffenheit:     
Die Versorgung mit Rohstoffen ist die Voraus-
setzung für die Sicherung der Wettbewerbs- und 
Zukunftsfähigkeit sowie einer nachhaltigen Ent-
wicklung. Daher ist die Rohstoffversorgung eine 
Daueraufgabe von hoher wirtschaftlicher und poli-
tischer Relevanz. Da Probleme bei der Rohstoffver-
sorgung die Akteure häufig in unterschiedlichem 
Maße bzw. zeitlich versetzt treffen (Preisproblem 
versus Verfügbarkeitsproblem), besteht in der 
asynchronen Betroffenheit die Gefahr nachlas-
sender Sensibilisierung für die Bedeutung des 
Themas innerhalb der industriellen Wertschöp-
fungskette, innerhalb bestimmter Branchen sowie 
zwischen den einzelnen Mitgliedsstaaten der EU 
und damit in der Öffentlichkeit und bei den politi-
schen Entscheidern. In Zeiten massiver Verknap-
pungen bzw. extremer Preisfluktuationen wird die 
Betroffenheit bei allen Beteiligten besonders spür-
bar, obwohl das zugrundeliegende Problem dauer-
haft besteht und ungelöst ist. 



BIGS Studie . September 2013 13

Aufgrund des in „ruhigen Zeiten“ nachlassenden 
Problembewusstseins wendet man sich in die-
sen Phasen anderen Themen zu. Dies führt im 
Ergebnis dann zu der Situation, dass in Phasen 
extremer Rohstoffknappheit oder plötzlich auf-
tretender massiver Verzerrungen keine zeitnah 
und effizient wirkenden Instrumente und Struk-
turen zur Problemlösung bestehen. Die Heraus-
forderung besteht somit darin, funktionierende 
Instrumente und Strukturen zu entwickeln, die 
unabhängig von der aktuellen Bedrohungssitu-
ation bei Bedarf flexibel und zeitnah eingesetzt 
werden können.

5. Neuer ganzheitlicher Ansatz der Zusam-
menarbeit erforderlich: Die nachhaltige Ver-
sorgung Deutschlands mit Rohstoffen und die 
Sicherung einer funktionierenden Kreislaufwirt-
schaft ist weit mehr als sektorale Industrie- oder 
allgemeine Wirtschaftspolitik. Rohstoffpolitik ist 
gleichermaßen eine Frage der Außen- und Si-
cherheitspolitik, der Energie- und Umweltpolitik, 
der Innovations- und Klimapolitik, der Entwick-
lungszusammenarbeit und weiterer Politikfelder 
auf regionaler, nationaler, europäischer und in-
ternationaler Ebene. Rohstoffversorgung ist eine 
komplexe Aufgabe von Unternehmen und Politik 
und erfordert einen neuen ganzheitlichen An-
satz der Zusammenarbeit innerhalb bestehender 

Wertschöpfungsketten sowie zwischen Wirtschaft 
und Staat. Zur Bewältigung dieser Herausfor-
derungen bedarf es daher einer von Politik und 
Wirtschaft gemeinsam getragenen Strategie zur 
Sicherung der Rohstoffverfügbarkeit in Deutsch-
land und Europa.

6. Deutschland als importabhängiges, exporto-
rientiertes Land ist auf freien Handel und funk-
tionierende Spielregeln angewiesen. Eine erfolg-
reiche Rohstoffstrategie erfordert daher einen 
Wandel im Selbstverständnis bzw. der Rol-
lenverteilung von Staat und Wirtschaft mit 
entsprechend effizienter politischer Flankierung 
für den Fall eines Regelverstoßes.

7. Rohstoffversorgung ist kein Selbstzweck, 
sondern unabdingbare Voraussetzung für die 
nachhaltige Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands und Europas. Ein „Fair Play“ nach 
allgemein akzeptierten Regeln und ein gemein-
sames „level playing field“ ist aber zugleich 
auch die Grundvoraussetzung für die dauerhafte 
und nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung in 
Entwicklungs- und Schwellenländern, denn ge-
rade sie leiden erheblich unter den sich verstär-
kenden Verzerrungen gegenseitiger protektionis-
tischer Maßnahmen.

© Blackosaka - Fotolia.com
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4. Die Entwicklung einer ganz-		
    heitlichen Rohstoffstrategie

In Folge des BDI-Rohstoffkongresses 2007 setzte 
die Bundesregierung einen Interministeriellen 
Ausschuss Rohstoffe (IMA Rohstoffe) ein, der roh-
stoffbezogene Problembereiche der Wirtschaft 
identifizieren und ressortübergreifende Lösungs-
ansätze entwickeln soll. Die deutsche Industrie 
ihrerseits gründete den BDI-Rohstoffausschuss 
unter Vorsitz von Ulrich Grillo. Darüber hinaus 
wurde das Thema auf der Agenda des G8-Gipfels 
in Heiligendamm und durch die Bundesregierung 
im Rahmen ihrer EU-Ratspräsidentschaft auf die 
Agenda der EU-Kommission gesetzt, was dazu 
führte, dass die EU-Kommission im Jahr 2008 
ebenfalls eine Rohstoffinitiative startete.20

Im zweiten Quartal 2010 initiierte der Bundeswirt-
schaftsminister einen weiteren Rohstoffdialog mit 
Vertretern des BDI, der rohstoffverarbeitenden 
Industrie, der Recyclingwirtschaft und Gewerk-
schaften. Diese Arbeiten mündeten dann in den 
3. BDI-Rohstoffkongress 2010, auf dem die Kern-
ziele der weiterentwickelten Rohstoffstrate-
gie der Bundesregierung vorgestellt wurden.

Kernziele der weiterentwickelten Rohstoffstrategie 
der Bundesregierung21 sind:

 Abbau von Handelshemmnissen und Wettbe		
    werbsverzerrungen,

 Unterstützung der deutschen Wirtschaft bei der        	
    Diversifizierung ihrer Rohstoffbezugsquellen,

 Unterstützung der Wirtschaft bei der Erschlie-	
    ßung von Synergien durch nachhaltiges Wirt-		
    schaften und Steigerung der Materialeffizienz,

 Weiterentwicklung von Technologien und In-		
    strumenten zur Verbesserung der Rahmen-	     	
    bedingungen für das Recycling,

 Aufbau bilateraler Rohstoffpartnerschaften mit  	
    ausgewählten Ländern,

 Eröffnung neuer Optionen durch Substitutions-	
    und Materialforschung,

 Fokussierung rohstoffbezogener Forschungs-	      	
    programme,

 Herstellung von Transparenz und Good Gover	-      	
    nance bei der Rohstoffgewinnung,

 Verzahnung nationaler Maßnahmen mit der 		
    europäischen Rohstoffpolitik.

Die Bundesregierung ist dabei bestrebt, Maßnah-
men im Zusammenhang mit diesen Zielen im 
Sinne des Leitgedankens der nachhaltigen Ent-
wicklung ausgewogen umzusetzen. Dabei sollen 
ökonomische, ökologische und soziale Belange 
einer nachhaltigen Rohstoffwirtschaft gleichran-
gig berücksichtigt werden. Darüber hinaus strebt 
die Bundesregierung mit dieser Rohstoffstrategie 
einen ganzheitlichen rohstoffpolitischen Ansatz für 
eine möglichst enge Verzahnung aller nationalen 
und internationalen politischen Ebenen im Bereich 
der Rohstoffpolitik an.

Mit der weiterentwickelten Rohstoffstrategie be-
absichtigt die Bundesregierung, entsprechend der 
sich verändernden Situation auf den Rohstoff-
märkten, Maßnahmen zur Diversifizierung von 
Rohstoffbezugsquellen zu unterstützen, Rohstoff-
potenziale durch effiziente Gewinnungs- und Ver-
arbeitungstechnologien sowie durch Forschung zu 
erschließen. 

Ende August 2012 eröffnete der Bundesminister 
für Wirtschaft und Technologie die Deutsche Roh-
stoffagentur (DERA) als Fachbereich der Abteilung 
Energierohstoffe/mineralische Rohstoffe der Bun-
desanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 
(BGR) offiziell in Berlin. Ziele der DERA sind:

  Verbesserung der Marktransparenz im Roh-  	
     stoffsektor durch Bewertung der globalen  	
     Rohstoffmärkte und	Sensibilisierung deutsche 	
    Unternehmen für potenzielle Preis- und Liefer-	
    risiken,

  Fachliche Flankierung konkreter Maßnahmen     	
     der Bundesregierung und von Unternehmen 	
     zur Sicherung der Rohstoffversorgung.	

Innerhalb der deutschen Wirtschaft entwickelte 
sich parallel eine Diskussion - nicht zuletzt aus-
gehend von der sich 2010 zunehmend verschär-
fenden Versorgungssituation bei Seltenen Erden 
- inwieweit eine Rückwärtsintegration der deut-
schen Industrie, d.h. die Aufnahme von Bergbau-
tätigkeiten zur Sicherung der Versorgung, unter 
den neuen Rahmenbedingungen wirtschaftlich 
und strategisch sinnvoll sein könnte. Es sollte die 
Gründung einer „global agierenden, gewinnori-
entierten Rohstoffgesellschaft“22 geprüft werden, 
deren Konzept vom BDI unter Leitung von Ulrich 
Grillo entwickelt wurde.
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Aus dieser Diskussion entstand im Frühjahr 2012 
die RA Rohstoffallianz GmbH mit derzeit zwölf 
Gesellschaftern und drei Assoziierten Partner. 
Gesellschafter sind: Aurubis, BASF, Bayer, Bosch, 
BMW, Evonik, Georgsmarienhütte Holding, Rock-
wood Lithium, Stahl-Holding-Saar, ThyssenKru-
pp, Volkswagen und Wacker Chemie. Assoziierte 
Partner sind: Brose, Scholz und Südzucker.

Ziel der RA Rohstoffallianz GmbH ist es, „die Ver-
sorgungssicherheit der Industrie mit kritischen 
Rohstoffen über Kooperationen im Bereich der 
Förderung und Aufbereitung von Rohstoffen zu 
verbessern und dadurch die Wettbewerbsfähig-
keit der Unternehmen zu sichern. Die Bündelung 
von Bedarfen und Kompetenzen in der Industrie 
ist dafür von entscheidender Bedeutung.“23

Die Unternehmen, die sich an der Rohstoffallianz 
beteiligen, erfahren durch die Bündelung von In-
teressen und das gemeinsame Vorgehen mit an-
deren Unternehmen verschiedene Vorteile:

 Durch die gemeinschaftliche Verfolgung von    	
    Rohstoffprojekten, die von Natur aus risikobe-	
    haftet sind, werden die Risiken für jedes ein-	
    zelne Unternehmen minimiert.

 Durch die Bündelung der Interessen wird die 	
    Verhandlungsposition bei der Vereinbarung 	
    langfristiger Lieferverträge verbessert.

 Durch die Bündelung vorhandener Expertise 	
    und den Aufbau neuen Know-hows verbessert 	
    die Rohstoffallianz die Informationssituation 	
    und die Handlungsoptionen der Unternehmen. 

Das Leistungsspektrum der Rohstoffallianz um-
fasst dabei verschiedene Produkte: 

Vermittlung von Investitionen in Rohstoff-
projekte

Durch die Vermittlung geeigneter Rohstoffpro-
jekte soll die Rohstoffallianz für ihre Gesellschaf-
ter und Partner Bezugsoptionen für die im Fokus 
stehenden Rohstoffe schaffen. Bei der Umsetzung 
dieser Projekte werden jeweils Zweckgesellschaf-
ten gegründet, an denen sich die Unternehmen 
unmittelbar beteiligen. Auf diesem Wege werden 
homogene Rohstoffinteressen der Gesellschafter 
gebündelt und Interessenskonflikte zwischen Ge-
sellschaftern und Partnern mit unterschiedlichen 
Rohstoffschwerpunkten vermieden. 

Abhängig von der Marktsituation und der zeit-
lichen Kritikalität des Rohstoffzugangs kommen 
Rohstoffprojekte in unterschiedlichen Entwick-
lungsphasen in Betracht. Diese reichen von der 
frühen Phase der Prospektierung und Explorati-
on bis hin zum produktionsreifen Projekt. Nach 
gemeinsamer Untersuchung der Marktsituation 
und Analyse bestehender Handlungsoptionen mit 
Gesellschaftern und Partnern übernimmt die Roh-
stoffallianz auch nach erfolgter Akquisition die 
folgende Betreuung der Projekte. 

Verhandlungen über langfristige Abnahme-
vereinbarungen

Durch die Aushandlung langfristiger Lieferverträ-
ge wird die Rohstoffallianz ihren Gesellschaftern 
und Partnern eine weitere Möglichkeit bieten, die 
Versorgungssicherheit bei kritischen Rohstoffen 
zu erhöhen. Für einzelne Unternehmen wird der 
Abschluss langfristiger Lieferverträge mit Minen-
gesellschaften durch ihre im Vergleich oftmals 
schwache Verhandlungsposition erschwert. Durch 
die Bündelung der Interessen und Marktkennt-
nisse in der Rohstoffallianz wird diese Verhand-
lungsposition verbessert. Die Breite des Roh-
stoffspektrums erhöht zudem die Attraktivität als 
Partner für die Minengesellschaften.

Vermittlung von Finanzierungs- und Risiko-
managementlösungen

Ausreichende Finanzierungsmöglichkeiten sind 
eine grundlegende Voraussetzung für die Rea-
lisierung von Rohstoffprojekten. Die Rohstoff-
allianz übernimmt für ihre Partner Suche und 
Strukturierung von staatlichen Kredit- und Ga-
rantieinstrumenten und verbessert damit die Fi-
nanzierungsmöglichkeiten. Da die Bereitstellung 
von Eigenkapital in Frühphasen von Rohstoffpro-
jekten oftmals entscheidend für die Weiterverfol-
gung eines Projektes ist, übernimmt die Rohstoff-
allianz auch eine aktive Rolle bei der Vermittlung 
von Co-Investoren. Dies können sowohl finanzi-
elle Engagements einzelner Investoren als auch 
Beteiligungen von speziellen Rohstofffonds sein.

Wir brauchen ein neues, 
erweitertes Verständnis 
des Begriffs der 			
(Rohstoff-)Governance
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5. Die Rolle der Entwicklungs-	
zusammenarbeit

Rohstoffe sind häufig gerade in Entwicklungslän-
dern ein wesentlicher Wirtschaftsfaktor. Allein 
die potenziellen öffentlichen Einnahmen aus Öl 
in Subsahara-Afrika könnten über 250 Prozent 
des Finanzbedarfs der MDGs (Millenium Devo-
lopment Goals) abdecken.24 Allerdings ist bei 
schlechter Governance oft das Gegenteil der Fall: 
eine einseitige Abhängigkeit vieler Regierungen 
von Einnahmen aus dem Rohstoffabbau kann 
Korruption, geringe Staatlichkeit und erhöhtes 
Konfliktpotenzial nach sich ziehen. Im Ergeb-
nis hinken die „rohstoffreichen“ Partnerländer in 
ihrer sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung 
jenen Staaten ohne nennenswerte Rohstoffvor-
kommen erheblich hinterher (Rohstofffluch).

Die Entwicklungspolitik der Bundesregierung im 
Rohstoffsektor verfolgt daher in den Partnerlän-
dern ein ganzheitliches Konzept. Wesentliches 
Ziel dabei ist, den verantwortungsvollen und 
transparenten Umgang mit Rohstoffen (gute Re-
gierungsführung) und die nachhaltige Rohstoff-
wirtschaft unter Wahrung der Menschenrechte 
und Einhaltung international anerkannter sozialer 
und ökologischer Mindeststandards zu stärken.25 

In Umsetzung der Rohstoffstrategie hat das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-

menarbeit und Entwicklung eine eigene Strate-
gie erarbeitet26 und die Globale Entwicklungs-
politische Rohstoffinitiative (GeRI) ins Leben 
gerufen, die im Wesentlichen eine Bündelung 
aller Instrumente der Entwicklungszusammen-
arbeit (EZ) und die Koordination der Durchfüh-
rungsorganisationen GIZ und BGR zur besseren 
Umsetzung der Rohstoffprojekte vorsieht und 
das Ziel verfolgt, Einnahmen, die im Rohstoff-
sektor rohstoffreicher Entwicklungsländer erzielt 
wurden, für die soziale und ökonomische Ent-
wicklung dieser Länder zu nutzen.27

Ziele der deutschen EZ bei ihrem Engagement 
im Rohstoffsektor sind:

 Nutzung des Rohstoffsektors für Aufbau 	
    und Stärkung der Wirtschaft in den Part	-	
    nerländern,

 Aufbau leistungsfähiger Strukturen im  	
    Rohstoffsektor,

 Verwirklichung verstärkter Transparenz 	
    bei Waren- und Zahlungsströmen,

 Verwirklichung ökologischer und sozia	     	
    ler Mindeststandards,

 Eindämmung von Rohstoffkonflikten,

 Verbesserung der Ressourcennutzung.

Ein weiteres wesentliches Element der deutschen 
Rohstoffstrategie sind die Rohstoffpartner-
schaften. Ziel ist es, einerseits die Partnerländer 
bei der Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
den Rohstoffabbau zu unterstützen, eine nachhal-
tige Wirtschaftspolitik rund um den Rohstoffsek-
tor zu etablieren und Corporate Social Responsi-
bility (CSR)-Standards in privaten und staatlichen 
Unternehmen einzuführen. 28  Andererseits soll 
durch die Rohstoffpartnerschaften ein Rahmen 
geschaffen werden, durch den die deutsche Wirt-
schaft in den Rohstoffpartnerländern z.B. in Infra-
strukturvorhaben investiert und im Gegenzug da-
für bevorzugten Zugang zu Rohstoffen erhält. Die 
Partnerschaftsverträge bilden einen völkerrecht-
lich verbindlichen Rahmen zwischen den Staaten, 
auf dessen Grundlage privatrechtliche Verträge 
zwischen Industrieunternehmen geschlossen wer-
den. Bisher wurden Partnerschaftsverträge mit der 
Mongolei und mit Kasachstan geschlossen.29

© Sproetniek . istockphoto.com
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Im Partnerschaftabkommen mit der Mongolei30 

wurden dabei folgende Schwerpunkte für eine 
nachhaltige Rohstoffpartnerschaft vereinbart:

 Erkundung, Erschließung, Gewinnung und 	    	
    Verarbeitung von Rohstoffen,

 Schaffung und Ausbau der technischen Infra-	
    struktur,

 Verbesserung der Rohstoff- und Ressourcen-	  	
    effizienz,

 Umsetzung von Umwelt- und Sozialstandards 	
    bei der Rohstoffgewinnung und -aufbereitung,

 Verbesserung des gesetzlichen und institutio-   	
    nellen Rahmens und der administrativen Ab-		
    läufe im Rohstoffsektor,

 Aus- und Weiterbildung, Qualifizierung von 	    	
    Fachkräften im Rohstoffbereich.

Rohstoffpartnerschaften können als Teil einer um-
fassenden Entwicklungsstrategie auch zur Ent-
wicklung der Partnerländer beitragen. Sie sollen 
dafür sorgen, dass die Anforderungen von Ent-
wicklungszusammenarbeit und Wirtschaft bes-
ser koordiniert werden. Im Partnerschaftsvertrag 
werden ausdrücklich stabile und transparente 
Rahmenbedingungen als Ziele genannt. Darü-
ber hinaus dient es der Entwicklung des Landes, 
wenn dort rohstoffverarbeitende Industrien auf-
gebaut werden, um die Produktions- und Export-
struktur zu diversifizieren. Zudem kann die Part-
nerschaft mit der Mongolei dazu beitragen, deren 
Abhängigkeit von Rohstoffabnehmern wie China 
und Russland zu reduzieren.31

6. Nationale Versorgungssicher-
heit, internationale Rohstoffpoli-
tik & nachhaltige Entwicklungs-	
zusammenarbeit–Eine Gleichung	
ohne Lösung?

Die in den vergangenen Jahren sich beschleuni-
gende Globalisierung führt zu tektonischen Ver-
schiebungen im globalen geopolitischen Machtge-
füge. Neue Akteure erscheinen auf dem Spielfeld 
und stellen bisher als „common sense“ erachtete 
Spielregeln der Zusammenarbeit auf den Prüf-

stand. So entwickelte sich beispielsweise China in 
den letzten Jahren als industrielles Produktions-
zentrum und als Finanzier des amerikanischen 
Leistungsbilanzdefizits zu einer tragenden Säule 
des globalen Wirtschaftswachstums. Es ist da-
her angesichts der demographischen und öko-
nomischen Entwicklung in den Schwellenländern 
zu erwarten, dass die Weltordnung des Jahres 
2050 deutlich verändert sein wird und dass diese 
Länder versuchen werden, die Gestaltungshoheit 
über die geltenden internationalen Spielregeln 
zu erhalten oder diese zumindest maßgeblich mit 
zu gestalten. Erste Anzeichen dieser Entwicklung 
– etwa bei der Weltklimakonferenz, bei der Welt-
handelsorganisation oder bei anderen Organisa-
tionen wie der G20 oder dem IWF -, hinterlassen 
bereits heute deutlich ihre Spuren. 

Diese Entwicklung - und die damit verbundene 
teilweise De-Territorialisierung und De-Nationa-
lisierung - erfordert daher zwangsläufig auch 
eine Internationalisierung staatlichen Handelns. 
Dies ist die klare Konsequenz aus den Krisen 
der letzten Jahre. Das Fehlen einer internatio-
nalen Wettbewerbsordnung oder einer effizi-
enten internationalen Finanzarchitektur zeigt 
aktuell schmerzlich die Defizite beim politischen 
Handeln auf diese Krisen innerhalb eines hinrei-
chenden Zeitraums kraftvoll und zielgerichtet zu 
reagieren.

Trotz aller verbleibenden lokalen, regionalen und 
nationalen Aufgaben, die subsidiäres staatliches 
Handeln erfordern, liegt die Aufgabe des Staates 
zukünftig weniger im „Government“ als viel-
mehr in der „Governance“, der Führung von 
Verhandlungen, der Definition des „Spielfeldes“ 
und seiner Regeln, der Kontrolle dieser Regeln 
und gegebenenfalls der erforderlichen Sankti-
onierung bei Verstößen. Prozesse wie die G20 
oder Verhandlungen im Rahmen der WTO oder 
der UNO zeigen dies – und gleichzeitig die dabei 
zu bewältigenden Herausforderungen. Auch die 
gescheiterte UN-Klimakonferenz von Kopenha-
gen unterstreicht dies: Wir müssen Globalisie-
rung auch politisch umsetzen und verantwortlich 
praktizieren lernen.

Die Erfahrung der letzten Jahre lehrt, dass zu-
künftig eher mit einer Intensivierung von Krisen 
hinsichtlich der Häufigkeit ihres Auftretens sowie 
der Komplexität ihrer Auswirkungen zu rechnen 
sein wird.
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Zudem erfordern die zunehmende Vielfalt der 
Themen und Herausforderungen in verstärktem 
Maße ein abgestimmtes Agieren im Sinne eines 
ganzheitlichen Ansatzes. Beispiele hierfür sind 
etwa die Diskussionen zum Klimaschutz, zur 
Ressourceneffizienz oder zur Rohstoffversor-
gung mit ihren vielfältigen Auswirkungen auf 
andere Themen und Entwicklungen.

Aufgrund der steigenden Nachfrage nach natür-
lichen Ressourcen und der damit verbundenen 
Knappheiten und starken Preissschwankungen 
auf hohem Niveau muss zukünftig insbeson-
dere das konkurrierende Wirkungsgeflecht der 
Nutzung von mineralischen Rohstoffen, Nah-
rungsmitteln, Wasser, Energie und Land erheb-
lich besser als bisher koordiniert und gesteuert 
werden. 

Die Ursachen hierfür sind vielfältig:32

  Defizite auf den Märkten,

  Defizite im Ressourcenmanagement an der 	    	
     Schnittstelle zwischen Politik, Unternehmen 	
     und Gesellschaft,

  Defizite in der Politik, d.h. Schwächen in der	
     Governance und mangelnder Kooperations-		
     wille.

Aktuell wird dies ganz besonders deutlich bei der 
Diskussion um eine sichere Versorgung Deutsch-
lands und Europas mit Rohstoffen. 

Dies ist insofern nicht verwunderlich, da die 
Frage der Rohstoffversorgung sozusagen ein 
„Frühindikator“ der zuvor beschriebenen Ent-
wicklung ist, da die Frage der Versorgung und 
Verteilung der Produktionsfaktoren die grundle-
gende Frage wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Wachstums und Wohlstands darstellt. Da-
her ist es von entscheidender Bedeutung, dass 
wir bei der Bewältigung dieser Herausforde-
rung - quasi unter den Bedingungen der „neuen 
Weltordnung“ - zu Lösungen und verlässlichen 
Spielregeln kommen. Das Thema ist quasi der 
„First Mover“ mit entsprechend dramatischen 
positiven oder negativen Auswirkungen im Fal-
le des Erfolgs bzw. des Scheiterns für zukünf-
tige Herausforderungen. Rohstoffe sind daher 
im doppelten Sinne Treibstoff und potentieller 
Zündstoff der globalen Entwicklung. Deshalb ist 
die zielführende Lösung des Problems für die 
globale Entwicklung und Zukunftsfähigkeit von 
so entscheidender Bedeutung.

All dies hat Auswirkungen auch auf das Verhält-
nis von Markt und Staat sowie auf die Rolle des 
Staates in einer globalisierten Welt. Gegensät-
ze wie etwa das Verhältnis von „Ökonomie und 
Ökologie“, von „Wirtschaft und Gesellschaft“, 
von „Großindustrie und Mittelstand“, „Arbeitge-
ber und Gewerkschaften“, „Reich und Arm“ wer-
den neu definiert und wohl eher aufgelöst. Neue 
Allianzen bilden sich, neue Konfliktfelder entste-
hen. Die Rolle des Staates insgesamt wird zu-
künftig eher an Bedeutung gewinnt – allerdings 
in veränderter Form. Auch wenn die Einfluss-
möglichkeiten des Staates auf den ersten Blick 
in einer globalisierten Welt eher zu schwinden 
scheinen, ist er keineswegs passives Opfer, son-
dern vielmehr aktiver Gestalter des Prozesses 
– und damit auch in der Verantwortung für die 
Gestaltung und Einhaltung der Spielregeln. 

Rohstoffgovernance im bisherigen Verständnis 
versteht sich dabei als Staatshandeln. Es be-
zeichnet die Art und Weise, wie Regierungen 
die Nutzung von Bodenschätzen handhaben und 
regulieren und die Verteilung der (öffentlichen) 
Einnahmen und (Umwelt- und Sozial-) Kosten 
aus Rohstoffabbau vornehmen.© mabus13 . istockphoto.com 
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Rohstoffregime sind die diesem Staatshandeln 
zu Grunde liegenden politischen Strukturen, die 
aus Regeln, Prinzipien, Normen und Entschei-
dungsprozeduren (Verfahren) bestehen. 

Reformen im Bereich der Rohstoffgovernance 
zielen somit darauf ab, Regierungen unter Ein-
bindung der betroffenen Stakeholder (Zivilge-
sellschaft und Privatwirtschaft) dabei zu un-
terstützen, Rohstoffregime zu entwickeln und 
umzusetzen, die günstige Rahmenbedingungen 
setzen für einen verantwortungsvollen Umgang 
mit Bodenschätzen.33 

Unter dieser Perspektive versteht man bisher als 
Maßnahmen einer Rohstoffgovernance insbeson-
dere folgende Bereiche:34

  Umsetzung transparenter Vergabeverfahren 	
     und staatliches Management von Explora-   	   	
     tions- und Abbaulizenzen,

  Good Financial Governance in rohstoffabhän	  	
     gigen Staaten,

  Entwicklungskooperationen mit der Rohstoff-   	
     wirtschaft.

Wir befinden uns bereits heute in einem System-
wettbewerb und im Wettbewerb um die dabei 
geltenden Spielregeln. Das Thema Handels- und 
Wettbewerbsverzerrungen auf den internatio-
nalen Rohstoffmärkten aufgrund von Marktkon-
zentrationen sowie von häufig staatlicherseits 
verursachten Marktverzerrungen macht deut-
lich, dass es sich dabei verschärfend um einen 
„asymmetrischen“ Systemwettbewerb handelt, 
dem wir derzeit mit unseren konventionellen In-
strumenten nur wenig entgegenzusetzen haben. 
Dieser Wettbewerb wird mit ungleichen Mitteln 
und höchst unterschiedlichem Tempo geführt. 

Wir brauchen daher einen neuen, innovativen 
Ansatz der Bündelung aller Kräfte, Instru-
mente, Akteure und Zuständigkeiten - mit-
hin ein neues, erweitertes Verständnis des 
Begriffs der (Rohstoff-)Governance. Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft müssen besser als 
bisher zusammenwirken. Wir brauchen eine Ord-
nungspolitik für das 21. Jahrhundert - und eine 
sachorientierte Diskussion über ein möglicherwei-
se modifiziertes ordnungspolitisches Paradigma.

Grundsätzlich ist und bleibt die Rohstoffversor-
gung Aufgabe der Unternehmen selbst. Für alle 
Akteure müssen aber zumindest annähernd die 
gleichen Spielregeln gelten. Nur auf einem funk-
tionierenden Markt, nur mit „Fair Play“ ist eine 
optimale Allokation der Ressourcen zu wettbe-
werbsfähigen Preisen möglich. 

Mehr noch: Knappheit bei Rohstoffen wird unter 
diesen Bedingungen weniger durch physischen 
Mangel als vielmehr durch politisches Versagen 
- mithin also mangelnder Governance - erzeugt.

Dies bedeutet die Notwendigkeit, sich darüber 
klar zu werden, dass die Verantwortung einer 
global funktionierenden effizienten und nachhal-
tigen Versorgung aller Akteure mit Rohstoffen 
nicht das Problem einzelner Unternehmen ist 
bzw. von diesen alleine gelöst werden kann, son-
dern alle gemeinsam angeht: die gesamte Wert-
schöpfungskette aber auch alle anderen Akteure 
in Industrie-, Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern; in Wirtschaft, Politik und Gesellschaft. 
Auch die Finanzwirtschaft hat dabei eine Rolle. 

In den letzten Jahren sind auf den verschie-
denen Ebenen eine Menge richtiger und wich-
tiger Schritte gemacht, Fakten erarbeitet, Dis-
kussionen geführt und Prozesse initiiert worden. 
Bisher haben wir allerdings immer noch ledig-
lich Elemente einer Rohstoffstrategie. Erst noch 
entstehen muss ein in der Praxis effizient funk-
tionierender ganzheitlicher, ressort- und ebe-
nenübergreifender Ansatz mit den dafür erfor-
derlichen wirksamen Instrumenten, an dem alle 
Beteiligten wirklich an einem Strang ziehen und 
mit dem die Probleme zielorientiert, zeitnah und 
nachhaltig gelöst werden können.

Als Basis eines derartigen ganzheitlichen und 
in sich kohärenten Ansatzes können dabei ins-
besondere auch die Empfehlungen der Transat-
lantic Academy aus 2012 dienen.35 Nationale 
Versorgungssicherheit, internationale Roh-
stoffpolitik und nachhaltige Entwicklungs-
zusammenarbeit lassen sich so zu einem sich 
ergänzenden Miteinander entwickeln, das nach-
haltig echte (Mehr-)Werte für alle Beteiligten 
schafft.
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Konferenzbericht 

In Kooperation mit dem American Institute for 
Contemporary German Studies (AICGS) und 
dem ZVEI - Zentralverband Elektrotechnik- 
und Elektronikindustrie e.V. veranstaltete das 
BIGS mit Unterstützung des Bundesministeri-
ums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) einen Expertenworkshop 
zum Thema „Nationale Versorgungssicherheit, 
internationale Rohstoffpolitik und nachhaltige 
Entwicklungszusammenarbeit – Eine Gleichung 
ohne Lösung?“ am 08. Juli 2013 in Frankfurt am 
Main, bei dem deutsche und US-amerikanische 
Experten aus Wirtschaft, Wissenschaft und Ver-
waltung über eine entwicklungsförderliche Roh-
stoffpolitik, internationale Rohstoffstrategien 
und gemeinsame Kooperationsmöglichkeiten 
diskutierten. 

In den Grußworten von Dr. Heinrich Doppler 
(ZVEI), Steffen Saebisch (Hessisches Ministeri-
um für Wirtschaft, Verkehr, und Landesentwick-
lung) und Dr. Tim H. Stuchtey (BIGS) wurden die 
komplexen Anforderungen an Politik und Wirt-
schaft eingangs umrissen. Die Interessen der 
deutschen Industrie seien dabei mit den Grund-

sätzen einer entwicklungsförderlichen Rohstoff-
politik vereinbar und werden von Verbänden wie 
dem ZVEI auch unterstützt. Neben der unter-
nehmerischen Verantwortung zur Rohstoffsiche-
rung sei jedoch auch die Regierung verpflichtet, 
mit Instrumenten der Entwicklungszusammen-
arbeit, Außenwirtschaftsförderung und Diplo-
matie die Sicherheit der Rohstoffversorgung für 
die deutsche Volkswirtschaft zu unterstützen.

Dr. Andreas Gontermann (ZVEI) unterstrich in 
seinem Einführungsvortrat die Bedeutung von 
Rohstoffen für die Elektroindustrie, deren Roh-
stoffkosten bei gleichbleibender Importmen-
ge zuletzt dreimal so hoch waren wie in 2003. 
Stefan Beißwenger (Impact Solutions) bot 
anschließend einen Rückblick auf die deutsche 
Rohstoffdebatte und forderte angesichts zuneh-
mender staatlicher Eingriffe in die globalen Roh-
stoffmärkte einen ganzheitlichen Ansatz, der res-
sortübergreifend rohstoffpolitische Maßnahmen 
auf nationaler, europäischer und internationaler 
Ebene zusammenführt.

Im ersten Panel zu entwicklungsförderlicher 
Rohstoffpolitik erläuterte Dr. Peter Wolff (Deut-
sches Institut für Entwicklungspolitik), dass 
Schwellenländer wie China und Brasilien auf-
grund ihrer Bedürfnisse als Rohstoffkonsu-
menten langfristig an einer gemeinsamen 
Rohstoffgovernance mit den Industrieländern 
interessiert seien. Multilateral verhandelte Um-
welt- und Sozialstandards werden auch zuneh-
mend von Unternehmen aus Schwellenländern 
befolgt. Die Herausforderungen für rohstoff-
reiche Entwicklungsländer wurden von Franca 
Schwarz (Bundesanstalt für Geowissenschaf-
ten und Rohstoffe) skizziert. Nicht nur schwa-
che Institutionen und mangelnde Gesetzge-
bung, sondern auch ein grundlegender Mangel 
an Know-How und ausgebildetem Fachperso-
nal erschwere eine effektive Regulierung und 
nachhaltige Entwicklung des Bergbausektors. 

Dirk Schattschneider (Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 
erklärte, dass die Schaffung von win-win-Situa-
tionen für die Menschen in den Partnerländern 
und deutsche Unternehmer ein grundlegendes 
Ziel der rohstoffpolitischen Entwicklungsförde-
rung des BMZ seien. Rohstoffpartnerschaften mit 
Ländern wie der Mongolei sowie die Kooperation 
mit der Rohstoffwirtschaft seien dabei Teil des 
ganzheitlichen deutschen Ansatzes.

Stefan Beißwenger (Impact Solutions UG), Franca Schwarz (BGR), 
Dr. Peter Wolff (DIE) und Dirk Schattschneider (BMZ) in der Diskussion

©  BIGS
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Hohe Sozial- und Umweltstandards der deut-
schen Wirtschaft seien zudem kein Wettbe-
werbsnachteil, sondern in einigen Ländern zu-
nehmend ein eindeutiger Vorteil gegenüber 
Mitbewerbern. 

In der anschließenden Diskussion wurde die 
Wirksamkeit von Zertifizierungsansätzen the-
matisiert, die aus Sicht der Industrie ihre Ziel-
setzung bisher völlig verfehlt hätten. Gleichzei-
tig wurde mehr Eigeninitiative von der Industrie 
in Schlüsselsektoren wie den Seltenen Erden 
gefordert, anstatt eine Lösung durch den Staat 
zu fordern. Dies gelte insbesondere auch, weil 
politische Initiativen zuletzt nicht immer die er-
hoffte Unterstützung durch die Wirtschaft erfah-
ren haben.

Im zweiten Panel wurden internationale Roh-
stoffstrategien und Anknüpfungspunkte für eine 
globale Rohstoffgovernance erörtert. Im Unter-
schied zu Deutschland sei der US-amerikanische 
Ansatz laut Dr. Diana Bauer (U.S. Department 
of Energy) deutlich weniger institutionalisiert 
und ressortübergreifend abgestimmt. Zudem 
verfügen die USA selbst über große Minen- und 
Bergbaufirmen, und ihre heimischen Reserven 
an mineralischen und energetischen Rohstoffen 
sind deutlich größer. So nimmt auch Dr. Stor-
my-Annika Mildner (Stiftung Wissenschaft und 
Politik) in Deutschland eine größeren Dringlich-
keit bezüglich der volkswirtschaftlichen Roh-
stoffsicherung wahr, als in den USA. Deutsche 
Rohstoffpartnerschaften seien zudem auf Res-
sourcenzugang in rohstoffreichen Ländern aus-
gerichtet, während die USA eher Partnerschaften 
mit westlichen Ländern sucht, um gemeinsame 
Problemstellungen im Rohstoffbereich zu bear-
beiten. Reinhard Krause (Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie) erklärte, dass 
Rohstoffpartnerländer wie die Mongolei ent-
täuscht waren über die ausbleibenden deut-
schen Investitionen im Bergbausektor. Deutsche 
Firmen würden stattdessen Maschinen und Aus-
rüstung für Bergbaufirmen weltweit anbieten 
und damit eine Nachfrage nach deutschen High-
Tech Produkten bedienen, können selbst aber 
keine größeren Direktinvestitionen in diesem 
Sektor tätigen. Im Moment gebe es außerdem 
anscheinend keinen Bedarf in der Industrie, wei-
tere Rohstoffpartnerschaften zu schließen.

Mit Blick auf die Rolle Chinas im Bereich Sel-
tene Erden wurde im Verlauf der anschließenden 

Diskussion erneut bemängelt, dass die Politik in 
Deutschland und Europa noch keine konkreten 
Konzepte zur Lösung der Versorgungssituation 
entwickelt hätten. Die Teilnehmer waren sich 
allerdings weitgehend einig, dass eine interna-
tionale Rohstoffgovernance zwischen den In-
dustrie- und Schwellenländern nur wirksam vo-
rangetrieben werden kann, wenn gemeinsame 
Interessen und Anknüpfungspunkte in den Vor-
dergrund gestellt werden. Hierzu könnten z.B. 
der Kampf gegen Ressourcenkartelle und mehr 
Transparenz im Rohstoffhandel zählen. Die G20 
wären für diese Verhandlungen wohl das ge-
eignete Forum, auch wenn Probleme in ande-
ren Politikfeldern wie die derzeit anhängigen 
WTO-Verfahren mit China eine kurzfristige An-
näherung wohl eher erschweren. Zukünftig wird 
damit nicht nur eine gemeinsame Agenda aller 
großen Rohstoffproduzenten und -konsumenten 
notwendig sein, sondern auch die Entwicklung 
von Instrumenten und Institutionen zur prak-
tischen Umsetzung eines national und interna-
tional abgestimmten Ansatzes für nachhaltige 
Rohstoffgovernance.

Dr. Stormy-Annika Mildner (SWP), Dr. Diana Bauer (DOE),
Dr. Jackson Janes (AICGS) und Reinhard Krause (BMWi) 
auf dem zweiten Panel
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